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Unternehmensbewertung zwischen Tat- und 
Rechtsfrage -  Der Stinnes-Beschluss d es BGH 
zur Anwendung neuer Bewertungsstandards auf 
vergangene Bewertungsstichtage

Die angemessene Abfindung für ausscheidende Aktio­
näre wird in der Spruchpraxis fast ausnahmslos unter 
Rückgriff auf die berufsständischen Bewertungsgrund­
sätze der Wirtschaftsprüfer ermittelt. Dass ein neuer Be­
wertungsstandard (hier: IDW S 1 2005) auf vergangene 
Bewertungsstichtage angewendet werden kann, hat der 
BGH in seinem Stinnes-Beschluss kürzlich entschieden.
Der Beitrag analysiert diesen Beschluss und ergreift zu­
gleich die Gelegenheit, sich grundsätzlicher zur recht­
lichen Dimension der Unternehmensbewertung zu äu­
ßern und ihre Verzahnung mit der betriebswirtschaft­
lichen Bewertungstheorie und der berufsständischen 
Bewertungspraxis zu erläutern. 185
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Erstreckung des Stimmverbots der Verwaltungs­
organmitglieder auf den beherrschenden 
Aktionär -  Sippenhaft im Konzern?

Nach § 136 Abs. 1 Satz 1 AktG kann niemand für sich 
oder einen anderen das Stimmrecht ausüben, wenn da­
rüber Beschluss gefasst wird, ob er zu entlasten oder 
von einer Verbindlichkeit zu befreien ist oder ob die Ge­
sellschaft gegen ihn Ansprüche geltend machen soll.
Bei Beschlussfassungen, die sich sowohl gegen Verwal­
tungsorganmitglieder als auch den beherrschenden Ak­
tionär der Gesellschaft richten, gibt die Frage der Reich­
weite dieses Stimmverbots in der Praxis der Hauptver­
sammlung immer wieder Anlass für Auffassungsdiffe­
renzen zwischen Aktionären und dem Versammlungs­
leiter. Die Literatur und Rechtsprechung zu dieser Fra­
gestellung ist gerade für Fälle der Beschlussfassung 
nach § 147 Abs. 1 und 2 AktG sehr spärlich. Im Rüh­
men dieser Abhandlung sollen die sich in der Praxis er­
gebenden Rechtsfragen näher erörtert werden. 199
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Kriterien der Herabsetzung der Vorstands­
vergütung nach § 87 Abs. 2 Satz 1 AktG 
(Kommentar zu BGH v. 27.10.2015 -  IIZR 296/14, 
AG 2016,214)

Der BGH äußerte sich am 27.10.2015 erstmals zu eini­
gen grundsätzlichen Fragen der Möglichkeit der Herab­
setzung der Vorstandsvergütung gern. § 87 Abs. 2 
Satz 1 AktG n.F., so unter anderem zur Herabsetzungs­
pflicht, zu den Herabsetzungskriterien sowie zum Aus­
maß der Herabsetzung. Der Beitrag setzt sich teils zu­
stimmend, teils kritisch mit den Ausführungen des BGH 
auseinander. Zutreffend führt der BGH aus, dass es kein 
Ermessen bei der Herabsetzung gibt. Die Herabsetzung 
hat aber entgegen dem BGH ohne Berücksichtigung in-
dividuell-subjektiver Kriterien und in größerem Aus­
maß als vom BGH angenommen zu erfolgen. 209
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